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N i e d e r s c h r i f t 

über eine ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 18. Juli 2022 

 

 
Die Mitglieder wurden durch Ladung vom 01.07.2022 ordnungsgemäß einberufen, die 
Ladung wurde 01./02.07.2022 zugestellt. 
Der Vorsitzende stellte zu Beginn fest, dass gegen die Ordnungsmäßigkeit der Ladung 
keine Einwendungen erhoben wurden und die Versammlung beschlussfähig war. 
 
Tagesordnung         Vorlagen-Nr. 
 

 Öffentlicher Teil  

1. Entscheidung über die Gültigkeit der Direktwahl zum 
Bürgermeister 

125/22 

2. Einstellung des sogenannten Runden Tisches der Jugendarbeit 
- Beratung und Beschlussfassung - 

124/22 

3. Satzung über die Bestellung und Aufgaben eines/einer 
Behindertenbeauftragten/ Inklusionsbeauftragten der Stadt 
Grebenstein 
- Beratung und Beschlussfassung - 

140/22 

4. Neufassung der Kostenbeitragssatzung der Kindertagesstätte 
- Beratung und Beschlussfassung - 

141/22 

5. SPD-Antrag zur Einführung eines 9-Euro-Monatstickets für 
ÖPNV-Fahrten in Grebenstein 

143/22 

6. SPD-Antrag zur Reduzierung der Schließzeiten der 
Kindertagesstätte Grebenstein 

144/22 

7. SPD-Antrag zur Aufwertung des Steinbruchs in Grebenstein 145/22 

8. Anfragen  

9. Mitteilungen  

10. Aushändigung der Ernennungsurkunde für den wiedergewählten 
hauptamtlichen Bürgermeister und Abnahme des Diensteides 
gem. § 72 HBG 

112/22 
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Vorlagen-Nr. 125/22 
 

Zu TOP 1) Entscheidung über die Gültigkeit der Direktwahl zum 
Bürgermeister 
 

 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 8 0 0 8 
CDU 4 0 0 4 
FDP 2 0 0 2 
Summe 23 0 0 23 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Direktwahl des Bürgermeisters gem. § 26 Abs. 1 Nr. 4 KWG wird für gültig erklärt. 
Einsprüche gegen die Wahl lagen nicht vor. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 124/22 
 

Zu TOP 2) Einstellung des sogenannten Runden Tisches der Jugendarbeit 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 8 0 0 8 
CDU 4 0 0 4 
FDP 1 0 1 2 
Summe 22 0 1 23 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Einstellung des sogenannten Runden 
Tisches der ehrenamtlich Tätigen der Kinder- und Jugendarbeit in Grebenstein. 
Im Bedarfsfall soll die Jugendarbeiterin zur Unterstützung der Vereine in Kinder- und 
Jugendfragen zur Verfügung stehen. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 140/22 
 

Zu TOP 3) Satzung über die Bestellung und Aufgaben eines/einer 
Behindertenbeauftragten/ Inklusionsbeauftragten der Stadt 
Grebenstein 
- 
 

 
 
Die SPD-Fraktion stellt hierzu folgenden Änderungsantrag: 
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§ 5 Verwaltungshilfe lautet neu:  
Die Stadt Grebenstein stellt dem Inklusionsbeauftragten die für seine Tätigkeit 
notwendigen Mittel zur Verfügung. Hierzu gehört z.B. die Überlassung geeigneter 
Räumlichkeiten für Beratungsgespräche. 
 
§ 6 Entschädigung lautet neu:  
Im Rahmen seiner Tätigkeit ist der Inklusionsbeauftragte bezüglich seiner persönlichen 
Rechte und Pflichten einem ehrenamtlichen Stadtverordneten gleichgestellt. Dies gilt z. 
B. für die Absicherung in allen versicherungsrechtlichen Fragen.  
Es wird eine regelmäßige Aufwandsentschädigung in Höhe von 10,00 Euro pro Monat 
gezahlt. Ein weiterer Anspruch auf Erstattung von Auslagen und Kosten besteht nicht.  
Zunächst wird über den Änderungsantrag abgestimmt: 
 
Auf Vorschlag von Bürgermeister Sutor ändert die Antragstellerin in § 6 den letzten Satz 
wie folgt: „Reisekosten werden nach dem Hessischen Reisekostenrecht erstattet.“ 
 
Zunächst wird über den geänderten Änderungsantrag abgestimmt: 
 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 8 0 0 8 
CDU 4 0 0 4 
FDP 2 0 0 2 
Summe 23 0 0 23 

 
wird der Änderungsantrag angenommen. 
 
Anschließend wird über den vorliegenden Beschlussvorschlag mit dem zuvor 
beschlossenen Änderungsantrag abgestimmt: 
 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 8 0 0 8 
CDU 4 0 0 4 
FDP 2 0 0 2 
Summe 23 0 0 23 

 
 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die allen Stadtverordneten vorliegende 
Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines/einer Behindertenbeauftragten/ 
Inklusionsbeauftragten der Stadt Grebenstein mit den zuvor beschlossenen Änderungen. 
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Vorlagen-Nr. 141/22 
 

Zu TOP 4) Neufassung der Kostenbeitragssatzung der Kindertagesstätte 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Erster Stadtrat Horst Wolff zieht für den Magistrat den Beschlussvorschlag zurück. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 143/22 
 

Zu TOP 5) SPD-Antrag zur Einführung eines 9-Euro-Monatstickets für ÖPNV-
Fahrten in Grebenstein 
 

 
Die Antragstellerin einigt sich auf eine getrennte Abstimmung des Beschlussvorschlags. 
 
Mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 3 2 3 8 
CDU 0 1 3 4 
FDP 1 0 1 2 
Summe 13 3 7 23 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Der Magistrat wird gebeten, vom Nordhessischen Verkehrsverbund (NVV) ein Angebot 
für die Einführung eines 9-Euro-Monatstickets für Fahrten zwischen Grebenstein, 
Udenhausen, Burguffeln und Schachten erstellen zu lassen.  
 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 4 
GsD 8 0 0 2 
CDU 4 0 0 2 
FDP 2 0 0 1 
Summe 23 0 0 9 
     

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Der Magistrat wird gebeten, mit dem NVV erneut über eine Aufnahme der Stadt 
Grebenstein in die Tarifzone Kassel Plus zu verhandeln. Um eine Berichterstattung wird 
bis zum 17.10.2022 gebeten 
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Vorlagen-Nr. 144/22 
 

Zu TOP 6) SPD-Antrag zur Reduzierung der Schließzeiten der 
Kindertagesstätte Grebenstein 
 

 
Mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 0 8 0 8 
CDU 0 4 0 4 
FDP 2 0 0 2 
Summe 11 12 0 23 
 
lehnt die Stadtverordnetenversammlung folgenden SPD-Antrag ab: 
 

Der Magistrat wird beauftragt bis zur Stadtverordnetensitzung im Oktober ein Konzept 
vorzulegen, wie die Schließzeiten der Kindertagesstätte  
 
a) ganz aufgehoben werden oder  
 
b) mindestens so verringert werden, dass eine durchgehende Öffnung – ohne  
Notbetreuung - während der Oster- und Sommerferien gewährleistet wird. 
 
Es wird gebeten, die Kita-Leitung und ggf. Mitarbeitende in den Prozess mit einzubinden 
und hierbei insbesondere auf folgende Fragestellungen einzugehen:  
 
a) Ergibt sich durch den Wegfall bzw. durch die o.g. Reduzierung der  
Schließzeiten während der Ferien ein personeller Mehrbedarf und wie hoch  
wird der finanzielle Aufwand hierfür beziffert? (Könnte man diesen Mehrbedarf  
auch durch Stundenaufstockungen der Beschäftigten erreichen?)  
 
b) Erfordert die Aufhebung / Reduzierung der Schließzeiten eine grundsätzliche  
Umstrukturierung und wenn ja, in welchem Ausmaß?  
 
c) Wie würde eine Aufhebung / Reduzierung der Schließzeiten durch die  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kindergartens bewertet? 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 145/22 
 

Zu TOP 7) SPD-Antrag zur Aufwertung des Steinbruchs in Grebenstein 
 

 
Die GsD- Fraktion legt einen Änderungsantrag zum Antrag der SPD vor. 
 
Der Magistrat der Stadt Grebenstein wird für das Jahr 2023 damit beauftragt, gemeinsam 
mit Bürger*innen, in einem dreistufigen Verfahren mögliche Maßnahmen zur Aufwertung 
der Freizeitanlage Steinbruch in Grebenstein zu entwickeln und die Ergebnisse vor den 
Haushaltsberatungen für das Jahr 2024 der Stadtverordnetenversammlung vorzustellen. 
 
In einem ersten Schritt werden die Nutzer*innen der Anlage der vergangenen 3 Jahre 
angeschrieben und zu Ideen möglicher Aufwertungsmaßnahmen befragt, mit der Bitte um 
Rückmeldung.  
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Konkrete Maßnahmen, die abgefragt werden sollten, sind: 

- Versorgung der Hütte mit Strom 

- zusätzlich geschlossener Anbau mit Küchenzeile, Strom, Wasser und Abwasser 

- Möglichkeiten einer flexiblen Schließung der Hütte für eine wetterunabhängigere 
Nutzung (z.B. Plexiglas, Planen o.ä.) 

- Beleuchtung des Weges zwischen Toilettenhäuschen und Hütte 
 
Darüber hinaus sollten folgenden Fragen enthalten sein: 

- Für welche Art von Veranstaltung nutzen sie die Anlage bzw. würden sie die 
Anlage im Falle von Aufwertungsmaßnahmen nutzen? 

- Welche Nutzungsgebühren halten sie aktuell im Falle von Aufwertungsmaß-
nahmen für angemessen? 

- Welche eigenen Ideen haben sie für die Aufwertung der Freizeitanlage 
Steinbruch? 

 
In einem zweiten Schritt sollten die angeschriebenen Nutzer*innen sowie die 
Öffentlichkeit zu einem Vor-Ort-Termin eingeladen werden und die zusammengetragenen 
Ergebnisse der Befragung gemeinsam erörtert, ggfls. ergänzt und ein Meinungsbild zu 
den erarbeiteten Maßnahmen erstellt werden. 
 
Abschließend sind die zu erwartenden Kosten zu ermitteln und zu prüfen, welche der 
Maßnahmen durch öffentliche Förderprogramm wie z.B. LEADER oder Regionalbudget 
(ko-) finanziert werden könnten. 
 
 
Zunächst wird über den Änderungsantrag der GsD-Fraktion abgestimmt:  
 
Mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 0 9 0 9 
GsD 8 0 0 8 
CDU 0 0 4 4 
FDP 0 2 0 2 
Summe 8 11 4 23 
 
lehnt die Stadtverordnetenversammlung den GsD-Änderungsantrag ab. 
 
Sodann wird über den ursprünglichen SPD-Antrag abgestimmt. 
 
Mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 0 9 
GsD 0 6 2 8 
CDU 0 4 0 4 
FDP 1 0 1 2 
Summe 10 10 3 23 
 
lehnt die Stadtverordnetenversammlung folgenden Antrag der SPD-Fraktion ab: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, ein Konzept vorzulegen, wie die Attraktivität und somit die 
Nutzung der Freizeitanlage inklusive der Hütte im Steinbruch erhöht werden kann und 
welche Kosten hierfür entstehen.  
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Wir bitten hierbei insbesondere die Versorgung mit Wasser und Strom, die Einrichtung 
einer Küchenzeile (evtl. in einem geschlossenen Anbau), sowie ggf. Möglichkeiten zur 
„wettersicheren“ Nutzung (z.B. flexible Schließung der Seiten und Rückwand mit 
Plexiglas o.ä.) aufzuzeigen. Außerdem sollte überprüft werden, den Weg zu den Toiletten 
mit einer schaltbaren Laterne / Lampe mit Bewegungsmelder auszustatten.  
 
Das Konzept einschließlich einer Kostenschätzung ist der Stadtverordnetenversammlung 
rechtzeitig vor den Haushaltsberatungen für das Jahr 2023 vorzulegen. In diesem 
Zusammenhang sollten auch die Nutzung von Förderprogrammen geklärt werden.  
 
Sollte hierdurch hinsichtlich einer wirtschaftlicheren Betreibung eine Anpassung der 
Nutzungsgebühren erforderlich sein, ist dies ebenfalls aufzuzeigen. 
 
 
 

Zu TOP 8) Anfragen 
 

 
1. GsD-Anfrage zum Marktplatz, Planungsstand und Entwicklung  
 
Durch die AG Stadt wurden die Anregungen aus der bürgerschaftlichen Beteiligung im 
letzten Jahr aufgenommen und eine neue Variante entwickelt. Diese Variante wurde in 
der Lokalen Partnerschaft vorgestellt und für gut befunden. 
Ein weiterer Beteiligungsprozess ist nach den Sommerferien geplant. 
Im Wesentlichen geht es um eine partielle Sperrung (z.B. über das Wochenende 
hinweg). Eine der im letzten Jahr vorgestellten Gestaltungsmöglichkeiten ging von dem 
Ansatz aus, den Straßenquerschnitt auf dem Marktplatz insgesamt auf das notwendige 
Maß zu verringern, um somit auch "dauerhaft" die Aufenthaltsqualität / Nutzbarkeit der 
Gebäudevorzonen zu verbessern. Mit dem Aufgreifen dieses Ansatzes wurden nun 
vorhandene, die Gestaltung bedingende Faktoren, wie notwendige Kurvenradien von 
Bussen, Aufstellflächen für Sonnenschirme oder die Anfahrbarkeit von Stellplätzen 
zeichnerisch untersucht. 
 
 
2. GsD-Anfrage zur Entwicklung Burgberg, Berichte aus der Burgberggruppe  
 
Am 28.03.2022 fand eine erste Sitzung statt, die von der Verwaltung eingeladen worden 
war. Hier ging es erst einmal darum, die unterschiedlichen Erwartungshaltungen und 
Wünsche der Teilnehmer der AG Burgberg zu eruieren. Gleichzeitig wurde auf die 
bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen hingewiesen. 
Am 27.04.2022 fand ein weiteres Treffen statt, das Protokoll wurde auf Nachfrage am 
04.07.2022 zugesandt. Hier ging es um die Bearbeitung der Zielfelder Geschichte, 
Tourismus und Veranstaltungen, Naherholung sowie Ökologie. 
Das letzte Treffen fand wohl am 28.06.2022 statt, zu dem Vertreter der Unteren 
Naturschutzbehörde und das Forstamt eingeladen werden sollt. Hier liegt noch kein 
Protokoll vor. 
 
 
3. GsD-Anfrage zu Sachstand der Geschwindigkeitstafeln 
 
Anschaffung vollzogen? 
 
Die Beschaffung von 6 Geräten wurde nach erfolgter Ausschreibung in der 
Magistratssitzung am 14.07.2022 beschlossen. 
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Wenn ja, wann und wo erfolgt die Montage? 
 
Sobald die Lieferung erfolgt und die Montage in die noch ausstehenden Arbeitsaufträge 
des Bauhofs eingebunden werden kann, erfolgt die Aufstellung. Jedoch ist zu beachten, 
dass die Urlaubszeit beginnt. 
Als Aufstellorte sind Ortseinfahren vorgesehen. 
 
 
4. CDU-Anfrage zu den Auswirkungen der allgemeinen Preissteigerungen auf den 
städtischen Haushalt 
 
In welchen Bereichen ist mit höheren Ausgaben zu rechnen und wo werden Einnahmen 
wegbrechen?  
 
Die Stadt ist bei der Energiebeschaffung Mitglied in der KEAM und profitiert hiervon. 
Fraglich ist, wie sich das Energiesicherungsgesetz langfristig auswirken wird. 
Bei Baumaßnahmen werden derzeit sehr hohe Preise aufgerufen. Eine Abmilderung, ist 
auch aufgrund der gestörten Lieferketten, nicht in Sicht. 
 
Aufgrund der Kürze der Zeit und der anhaltenden Umstellung der Finanzsoftware ist ein 
vollständiger Bericht zurzeit nicht möglich, wird aber nachgeliefert. 
 
Welche Möglichkeiten des Gegensteuerns und/oder Abmilderns werden ins Auge 
gefasst?  
 
Aktuell werden Maßnahmen geschoben oder nicht umgesetzt. 
 
Gründe für Kostensteigerungen: 

- Pandemiesituation 

- Ukraine-Krieg 

- Unterbrechung und Zerstörung von Lieferketten -> Materialknappheit 
  
Gründe für Nichtumsetzung oder Verschiebung von Maßnahmen 

- Kostensteigerung im Bausektor 

- Keine Firmenverfügbarkeit (Facharbeitermangel) 
 
Kostensteigerungen im Ergebnishaushalt: 

- Gas/Strom KEAM 

- Treibstoffe 

- Materialmarkt 

- Instandhaltungsmaßnahmen (z.B. Giebelwand JUZ) 
 
Kostensteigerungen im Finanzhaushalt: 

- Rüttelplatte für Bauhof -> Deckung der Mehrkosten durch Ansatz Überfahrtsrampe 

- Verschiebung Sanierung Bauhofgebäude 
Sehr wahrscheinlich Verschiebung der Sanierung Ölabscheideanlage Bauhof (keine 
Firmenverfügbarkeit, kein Material) 
 
Wird ein Nachtragshaushalt für 2022 notwendig, werden zukünftige Investitionen in Frage 
gestellt?  
 
Ein Nachtragshaushalt wird nach aktuellem Stand nicht notwendig werden. 
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5. CDU-Anfrage zur Erschließung des neuen Baugebietes Wassergraben  
 
Warum die entsprechenden Stellen nicht unmittelbar geteert wurden? 
 
Die Lieferung von Kleinstmengen Asphalt zur unmittelbaren Befestigung der Oberflächen 
ist aufgrund der Transportwege zum Asphaltmischwerk sowie Kleinmengenzuschlägen 
zum einen unwirtschaftlich und aufgrund des CO2 Ausstoßes durch die Fahrten auch 
belastend für die Umwelt. Daher wurden die Aufgrabungen zunächst mit Schotter verfüllt, 
um dann im Anschluss alle Oberflächen gemeinsam asphaltieren zu können. Die Firma 
wurde bereits angewiesen, die geschotterten Flächen nachzuverdichten und feineres 
Material einzubauen.  
 
Wann mit einer Behebung der provisorischen Schotterarbeiten zu rechnen ist? 
 
Im Juli werden die Arbeiten an den Schieberkreuzen abgeschlossen, so dass spätestens 
im August die Oberflächen asphaltiert werden. 
 
 
6. SPD-Anfrage zum Sachstand des neuen Baugebietes „Wassergraben“ 
 
Wann wird mit der Vermarktung der Grundstücke in dem neuen Baugebiet 
„Wassergraben“ begonnen?  
 
Der erforderliche Umlegungsbeschluss konnte noch nicht gefasst werden, da noch ein 
landwirtschaftliches Entschädigungsgutachten fehlt. Erst mit dem Umlegungsbeschluss 
stehen die Grundstücke fest. Dann kann in das Vergabeverfahren eingestiegen werden, 
wofür der Magistrat die gleichen Vergabekriterien wie bei der Europastraße festgelegt 
hat. 
 
Abschließend muss noch von der Stadtverordnetenversammlung ein Verkaufspreis 
festgelegt werden. Hierzu muss eine erneute Kalkulation erstellt werden. 
 
Hat sich an der Zahl der Kaufinteressenten etwas geändert?  
 
Einige Bewerber sind, wie nicht unüblich, abgesprungen. Sie haben entweder eine 
gebrauchte Immobilie oder einen anderen Bauplatz gekauft oder haben ihren Traum vom 
Eigenheim begraben. Insgesamt übersteigt die aktuelle Bewerberzahl deutlich die zur 
Verfügung stehenden Bauplätze. 
 
Ist ein Auswahlverfahren erforderlich bzw. vorgesehen? Siehe Antwort zuvor. 
 
Verläuft die Baukostenentwicklung planmäßig?  
 
Es handelt sich um ein Vergabeverfahren, Nachforderungen wurden aktuell noch nicht 
gestellt, sind aber auch nicht auszuschließen. 
 
 
7. SPD-Anfrage zur Kostenentwicklung beim Neubau des Schwimmbades  
 
Hat der Magistrat Informationen, ob es Mehrkosten beim Neubau des Schwimmbades 
durch die aktuelle politische und wirtschaftliche Situation geben wird?  
 
Es handelt sich um einen Totalunternehmervertrag, Nachforderungen wurden aktuell 
noch nicht gestellt, sind aber auch nicht auszuschließen. 
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Zu TOP 9) Mitteilungen 
 

 
1. Netto-Markt 
 
Der Grebensteiner Netto-Markt ist einer der umsatzstärksten Märkte im Landkreis Kassel. 
Derzeit wird über die Verlängerung des Mietverhältnisses verhandelt. 
 
 
2. Einrichtung eines Berufsorientierungszentrums 
 
Die Stadt Grebenstein hatte sich hierauf beworben, jedoch hat den Zuschlag nicht 
erhalten. Sollten die von der Wirtschaft benötigten Gelder fließen, wird das 
Berufsorientierungszentrum in Immenhausen errichtet. 
 
 
3. Schießstand der Schützengesellschaft am Schützenhaus 
 
Hierfür wurde ein BImSch-Antrag gestellt. Nach dem vorgelegten Lärmgutachten werden 
alle Grenzwerte für das Schießen mit Großkaliber eingehalten. Mit der Erteilung der 
Genehmigung ist in Kürze zu rechnen. 
 
 
4. Errichtung einer 11. Gruppe der Kita 
 
Der Magistrat hat viele Varianten geprüft, um weitere Kinder aufzunehmen, u.a. Waldkita 
und Bauernhofkita. Beide letztgenannten Varianten haben eine Vorlaufzeit von 
mindestens 12 Monaten und sind aufgrund von einem höheren Personalschlüssel sowie 
anzuschaffenden Unterkünften sehr teuer. 
Mit dem Jugendamt, dem Brandschutzamt und der Unfallkasse Hessen wurden der 
Hospitalsaal und die Kulturwerkstatt begutachtet. Dabei hat sich die Kulturwerkstatt mit 
geringen Anpassungen für die älteren Kita-Kinder als geeignet herausgestellt. Diese 
Lösung ist deutlich kostengünstiger und wird zum Ende des Jahres umgesetzt. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 112/22 
 

Zu TOP 10) Aushändigung der Ernennungsurkunde für den wiedergewählten 
hauptamtlichen Bürgermeister und Abnahme des Diensteides 
gem. § 72 
 

 
Da Bürgermeister Sutor erkrankt ist, entfällt dieser Tagesordnungspunkt. 


